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Stellungnahme 
 

zum Antrag  

„Mehr Gerechtigkeit im Gesundheitswesen –  
Frauengesundheit und geschlechtergerechte Medizin weiter vorantreiben“ 

anlässlich der Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales und des Aus�schusses 
für Gleichstellung und Frauen 

am 01.10.2025 
im Landtag Nordrhein-Westfalen 

 

1. Seit 30 Jahren Thema: Gesundheit - Geschlecht - Behinderung 

Seit 1995 setzt sich das Netzwerk Frauen und Mädchen mit Behinderung / chronischer Erkrankung 
NRW mit Gesundheitsfragen auseinander – oft früher als gesetzliche Rahmenwerke. Gesundheit ist 
für uns ein Menschenrecht – auch für Frauen und Mädchen mit Behinderungen: mit gleicher Würde, 
Zugänglichkeit und Selbstbestimmung. 
 
Wir geben es zu:  
Wir sind erschöpft davon, seit 30 Jahren immer wieder in Gremien unsere Bedarfe zu schildern, und 
wünschen uns eine landesweite Aktionsgruppe, die sich darauf konzentriert, Hürden in der Umset-
zung bestehender Beschlüsse und Absichtserklärungen abzubauen, eine nach der anderen und unter-
stützt von allen wichtigen Akteur*innen!  
 
Die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), die Deutschland 2009 ratifiziert hat, verpflichtet zur 
expliziten Berücksichtigung von Frauen mit Behinderungen (Art. 6) und garantiert ein erreichbares 
Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung (Art. 25). 
 
In der Praxis erleben viele Frauen mit Behinderungen jedoch einen dreifachen Ausschluss: 

• eine Wissenslücke (Knowledge Gap): Forschung und medizinische Versorgung werden häufig 
ohne Behinderungsperspektive gestaltet, 

• eine Vertrauenslücke (Trust Gap): Viele Patientinnen berichten, dass ihre Erfahrungen und 
Wünsche oft nicht ernst genommen werden. 

• Und natürlich die fehlende Barrierefreiheit (Accessibility Gap) in Bezug auf Erreichbarkeit 
und Nutzbarkeit in vielen zentralen Einrichtungen des Gesundheitswesens – nicht zuletzt in 
der gynäkologischen Versorgung. 
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Diese Lücken durchziehen ihre Alltagserfahrungen. Wir bringen dieses Erfahrungswissen konsequent 
in unsere Arbeit ein, zusammen mit anderen Akteurinnen aus Selbsthilfe und Interessenvertretung, 
müssen aber feststellen: 
 

• Der Versorgungsauftrag wird für Frauen und Mädchen mit Behinderung nicht umgesetzt.  
• Ihr Wunsch- und Wahlrecht ist aktuell faktisch nicht vorhanden! 

 
In den rund 30 Jahren haben wir bereits zahlreiche gesundheitspolitische Initiativen begleitet – von 
der Enquete-Kommission über Fachgremien bis hin zum Kompetenzzentrum Frau & Gesundheit. 
Doch viele Diskussionen drehen sich in Schleifen — weshalb wir fragen:  
 

 Welche Initiativen haben tatsächlich Wirkung entfaltet?  
 Welche Hürden behindern die Umsetzung? 

 
Für uns ergeben sich daraus drei Leitprinzipien – oder auch Erwartungen an das Gesundheitswesen: 
 

• Wissen über die gesundheitliche Wechselwirkung von Geschlecht und Behinderung erarbei-
ten 

• Vertrauen schaffen in medizinische Beziehungen 
• Eine inklusive Haltung in allen Ebenen sicherstellen 

 
Diese Prinzipien müssen durch alle gesundheitspolitischen, inklusions- und gleichstellungspolitischen 
Maßnahmen hindurch wirksam werden.  
 
2. UN-BRK als gesetzlicher Rahmen 

Die UN-BRK ist kein Symbol, sondern rechtlich verbindlich – insbesondere in Bezug auf Gesundheit: 
 

• Art. 6 (Frauen mit Behinderungen): Der Staat muss Maßnahmen ergreifen, um Frauen mit 
Behinderungen gleichberechtigt Rechte zu sichern – unter Berücksichtigung intersektionaler 
Benachteiligungen. 

• Art. 25 (Gesundheit): Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf gleichwertige Ge-
sundheitsdienste – inklusive sexual- und reproduktionsmedizinischer Leistungen. Schulung 
des medizinischen Personals und freie informierte Einwilligung sind ausdrücklich vorgeschrie-
ben. 

 
In der Staatenprüfung 2023 kritisierte die UN-Kommission unter anderem mangelhafte Absicherung 
von Frauen mit Behinderungen (Art. 6), fehlende intersektionale Strategien, Einschränkungen in der 
Gesundheitsversorgung, unzureichend barrierefreie Einrichtungen sowie Mängel bei reproduktiver 
Selbstbestimmung. 
 
Auch in NRW benennt der Teilhabebericht systemische Barrieren – darunter zusätzliche Kosten, ein-
geschränkte Teilhabe und unklare Strukturen. 
 
Viele Frauen mit Behinderungen berichten konkret von: 
 

• unzugänglichen Untersuchungsliegen und Geräten, fehlenden Aufzügen 
• starren Abläufen in Praxen ohne Anpassungsmöglichkeiten 
• mangelhafter Aufklärung und Einbindung in Entscheidungen 
• fehlender Transparenz von Leitlinien oder Angeboten 
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Tatsächlich wurden in NRW bereits zahlreiche Initiativen gestartet, wie die z. B. Enquete-Kommission 
„Zukunft …“, Entschließung der Landesgesundheitskonferenz 2013, Fachbeiräte, Düsseldorfer Erklä-
rung, …). Das Problem: Die Wirkung bleibt oft unklar – Evaluation fehlt, Finanzierung ist unsicher, 
Verzahnung zwischen Gesundheits-, Gleichstellungs- und Inklusionspolitik unzureichend. 
 
Wir wollen unsere Energie dort einsetzen, wo wir Veränderungen anstoßen können. Deshalb fordern 
wir  

• eine umfassende Bestandsaufnahme wichtiger Initiativen mit systematischer Evaluation und 
Rückkopplung an betroffene Akteur*innen  
 

• und eine Institutionelle Rahmenbildung, die gesundheitliche, inklusions- und gleichstellungs-
politische Maßnahmen verbindlich vernetzt, 
 

• sowie stärkere finanzielle, strukturelle und personelle Ressourcen für barrierefreie Versor-
gungsstrukturen. 

 
 
3. Gesundheit und Gewaltschutz zusammendenken  

Gewalt hat gravierende gesundheitliche Folgen – körperlich, psychisch und sozial. Für Frauen mit Be-
hinderungen sind Risiken oft erhöht, Zugänge zu Versorgung erschwert. 
 
Unsere Erfahrungen und Fachprojekte zeigen: 
 

• traumasensitive medizinische und psychotherapeutische Angebote fehlen meist oder berück-
sichtigen keine Unterstützung für Menschen mit Beeinträchtigungen (z. B. Begleitung, Dol-
metschung, leichte Sprache) 

 
• Gewaltschutzstrukturen (z. B. vertrauliche Spurensicherung, interdisziplinäre Netzwerke) 

müssen inklusiv gedacht werden 
 
In NRW gibt es wichtige Ansätze im Gewaltschutz wie z.B. das Projekt iGOBSIS zur vertraulichen Spu-
rensicherung. Doch bislang fehlen hier inklusiv konzipierte Erweiterungen. 
 
Wir fordern: 
 

• Die verbindliche (und inklusiv gedachte) Verknüpfung von Gesundheits- und Gewaltschutz-
strukturen im Rahmen der vorgeschlagenen Landesgesundheitskonferenz 

 
• Abgestimmte Maßnahmen zwischen Gesundheits- und Gleichstellungsressorts für barriere-

freie Zugänge in Arztpraxen, Notaufnahmen und Therapieeinrichtungen 
 

• Fortbildungsprogramme für medizinisches Personal, ergänzt um traumasensible und beein-
trächtigungssensible Aspekte 

 
 
4. Reproduktive Gesundheit: Zugang und Selbstbestimmung  

 
Reproduktive Gesundheit umfasst nicht nur Empfängnis, sondern auch Verhütung, Fortpflanzung und 
Wahlfreiheit. Frauen mit Behinderungen erleben dabei vielfach gravierende Hindernisse: 
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• In vielen Einrichtungen werden Frauen oft einfache Verhütungsmittel wie die Drei-Monats-
Spritze angeboten – ohne sorgfältige Aufklärung oder Mitsprache. 

• Nebenwirkungen wie Gewichtszunahme werden selten thematisiert. Diese Gewichtszu-
nahme führt oft dazu, dass andere Beschwerden im Gesundheitswesen vorschnell auf das 
Gewicht zurückgeführt werden, was zusätzliche Diskriminierung fördert. 

• Viele Frauen haben keinen Zugang zur gynäkologischen Regelversorgung, insbesondere im 
ländlichen Raum. Einige geben den Versuch ganz auf – aus Angst, Barrieren oder schlechten 
Erfahrungen. 

• In unserer Broschüre „Mein Recht auf frauenärztliche Versorgung“ – erschienen vor etwa 
fünf Jahren – haben wir versucht, Frauen und Mädchen mit Behinderungen darin zu stärken, 
trotz unzureichender Strukturen bestmögliche Versorgungswege zu finden.  
Sie ist ein Notbehelf – und die Berichte seitdem sind alarmierend: Frauen berichten von feh-
lender wohnortnaher Versorgung, Intimsphärenverletzungen, Zwangslagen, und dass (von 
Jugendlichen bis zu älteren Frauen) manche noch nie eine gynäkologische Praxis betreten 
haben. 

• Um systematischen Druck zu erzeugen, haben wir gemeinsam mit der LAG Selbsthilfe NRW 
im September eine Postkartenaktion gestartet: Patientinnen wurden eingeladen, ihre Ärztin-
nen auf die Bedeutung vollständiger und transparenter Informationen zu bestehenden Barri-
eren in den Arztsuchportalen der Kassenärztlichen Vereinigungen hinzuweisen.  
Ein Sicherstellungsauftrag besteht, ist aber nicht einklagbar – daher setzen wir (notgedrun-
gen) auf zivilgesellschaftliches Engagement. 

• Aus dem Hamburger Projekt Plan B lernen wir: Während die selbst ausgefüllten Angaben zu 
Praxis-Barrieren von den Ärzt*innen selbst oft unvollständig, sehr positiv oder gar nicht aus-
gefüllt werden, führt eine aufsuchende Beratung zu besseren Ergebnissen und ersten Verän-
derungen in den Praxen selbst.  

• Zudem berichten inklusiv arbeitende Praxen, dass sie nicht prominent werben möchten – aus 
Sorge, überlastet zu werden. Sie fürchten, durch zusätzliche Zeitaufwände wirtschaftlich be-
lastet zu werden.  
Das verdeutlicht: Wir brauchen bessere Vergütungen und eine klare politische Verpflichtung, 
dass alle Praxen sich öffnen, insbesondere auch im ländlichen Raum. 

 
Unsere konkreten Forderungen: 
 

• Ausbau und Förderung barrierefreier gynäkologischer Praxen – mit höhenverstellbaren Gerä-
ten (Hebelift!), Assistenzstrukturen und barrierefreier Kommunikation, auch barrierefreie 
Mammografie, unter Berücksichtigung bestehender Studien und Evaluationen, wie zuletzt 
aus Bremen und München  

 
• Schulungen für Ärztinnen, Hebammen und Gynäkologinnen zu Behinderung, Sexualität und 

Empowerment 
 

• Bereitstellung von Angeboten zur umfassenden gesundheitlichen und reproduktiven Aufklä-
rung auch für Jugendliche mit Beeinträchtigung 
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• Sicherstellung der informierten Einwilligung, insbesondere bei kognitiven Beeinträchtigungen 
– mit Unterstützung in leichter Sprache und Assistenz 

 
• Kontinuierliche Datenerhebung und Forschung zur Versorgungssituation sowie zu mobilen 

und digitalen Versorgungsmodellen 
 

• Einsatz der Landesregierung für eine angemessene Vergütung für Untersuchungs- und Kom-
munikationsaufwand bei Menschen mit Behinderungen 

 
• Förderung einer flexiblen regionalen Vernetzung im Gesundheitsbereich (z. B. mobile Ange-

bote, Kooperationen mit Gesundheitszentren) zur Verbesserung der Erreichbarkeit gynäkolo-
gischer Angebote 

 
• Bereitstellung personeller Ressourcen für die Erfassung und Darstellung der Informationen 

zu Barrierefreiheit von gynäkologischen Praxen und Angeboten, statt des Vertrauens auf die 
Ärzteschaft allein. 

 
5. Schluss 

Gesundheit ist kein Privileg – sie ist ein Menschenrecht. Für Frauen und Mädchen mit Behinderungen 
darf dieses Recht nicht allein in Worten gelten, sondern muss real werden – durch barrierefreie 
Strukturen, selbstbestimmte Angebote, verbindliche Beteiligung und politische Steuerung. 
 
Die dafür benannten Leitprinzipien „Wissen – Vertrauen – Haltung“ sind kein schmückendes Beiwerk, 
sondern unauflöslich verbunden mit wirksamer Veränderung: 
 

• Es fehlt an geschlechtersensiblen und behinderungsspezifischen Daten 
 

• Erfahrungen von Vernachlässigung, Fehldiagnose oder Missachtung zerstören Vertrauen 
 

• Inklusive medizinische Haltung heißt: Menschen mit Beeinträchtigungen als Expert*innen in 
ihrem Körper zu verstehen – nicht als Objekte medizinischer Intervention 

 
Damit dieser Antrag Wirkung entfaltet, braucht es Mut, verbindliche Ressourcen und eine Haltung, 
die Inklusion als Selbstverständnis begreift – nicht als Zusatzaufgabe. 
 
Der große Wurf beginnt mit klaren, konkreten Schritten – heute. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Düsseldorf und Neuss, 30.09.2025 

 

 

Claudia Seipelt-Holtmann    Getrud Servos 
Netzwerk-Sprecherin     Netzwerk-Sprecherin 

 
Dr. Monika Rosenbaum 
NetzwerkBüro NRW  
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